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Kreis Lippe 
 
362 Anpassung der Gebührensätze für die Benut-

zung des Rettungshubschraubers Christoph 
13 

 
Der Rat der Stadt Bielefeld hat in der Sitzung am 
18.02.2013 die nachfolgend aufgeführte Nachtragssatzung 
erlassen, die hiermit bekannt gegeben wird." 
 
3. Nachtragssatzung  
 
zur Gebührensatzung über die Erhebung von Gebühren für 
die Inanspruchnahme des Luftrettungsdienstes der Träger-
gemeinschaft des Rettungshubschraubers „Christoph 13“ 
vom 19.12.2003 vom  
 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1, 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 2023), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 23.10.2012 
(GV NRW S. 474), der §§ 10, 14 und 15 des Gesetzes 
über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den 
Krankentransport durch Unternehmer (Rettungsgesetz 
NRW – RettG NRW) vom 24.11.1992 (GV NRW S. 458 / 
SGV NRW 215), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18.12.2012 (GV NRW S. 670), und der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712 / SGV 
NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2011 
(GV NRW S. 687), hat der Rat der Stadt Bielefeld in seiner 
Sitzung am 18.07.2013 folgende Nachtragssatzung zur 
Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inan-
spruchnahme des Luftrettungsdienstes der Trägergemein-
schaft des Rettungshubschraubers „Christoph 13“ vom 
19.12.2003 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Der in der Anlage zur Satzung über die Erhebung von Ge-
bühren für die Inanspruchnahme des Luftrettungsdienstes 
der Trägergemeinschaft des Rettungshubschraubers 
„Christoph 13“ enthaltene Gebührentarif wird aufgehoben 
und durch den in der Anlage beigefügten neuen Gebühren-
tarif, der Bestandteil der Satzung wird, ersetzt. 
 

Artikel 2 
 
Diese Nachtragssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht.  
 
Es wird zugleich darauf hingewiesen, dass die Verletzung 
von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung beim Zustandekommen der Satzung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Dies gilt nicht, wenn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren nicht durchgeführt 
wurde, 

 
b) die Satzung nicht öffentlich bekanntgemacht worden ist,  
 
c) der Oberbürgermeister den Ratsbeschluss vorher bean-

standet hat oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Stadt 

Bielefeld vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den sind, die den Mangel ergeben. 

 
Bielefeld, den 22.07.2013 
 
 
gezeichnet Clausen 
Oberbürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
Anlage 
 
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inan-
spruchnahme des Luftrettungsdienstes der Trägergemein-
schaft des Rettungshubschraubers "Christoph 13" 
vom 19.12.2003 in der Fassung der 3. Nachtragssatzung 
vom 22.07.2013 
 
Gebührentarif 
 
Gebühren für den Einsatz des Rettungshubschraubers pro 
Flugminute bei Primärversorgungsflügen, bei Primär- und 
Sekundärtransportflügen und bei Sachtransporten: 
 

71,50 € 
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363 Immissionsschutz Genehmigungsverfahren 

nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG). 

 
Errichtung und Betrieb von 3 Windkraftanlagen in 32689 
Kalletal, Gemarkungen Bavenhausen, Brosen und Henst-
orf. 
 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & Co. KG, 32657 
Lemgo, Schwarze Twete 4, hat auf den Genehmigungsan-
trag vom 06.11.2012 mit Datum vom 09.08.2013 einen Ge-
nehmigungsbescheid für die Errichtung und den Betrieb 
von 3 Windkraftanlagen an den Standorten in 32689 Kalle-
tal 
 
Gemarkung: Bavenhausen Brosen Henstorf 
Flur: 4 7 1 
Flurstück: 17 13 52 
Gaus-Krüger-  
Koordinaten: RW: 3.497.787 RW: 3.497.416 RW: 3.497.689 
 HW: 5.771.810 HW: 5.771.332 HW: 5.771.388 

 
erhalten. Der Genehmigungsbescheid vom 09.08.2013 er-
fasst die Errichtung und den Betrieb von 3 bau- und leis-
tungsgleichen Windenergieanlagen mit der technischen 
Auslegung: 
 
Hersteller/Typ: Vestas / V-112 
Leistung: 3.000 KWel  
Tragkonstruktion: konischer Stahlrohrturm 
Nabenhöhe über Grund: 119 m 
Rotordurchmesser: 112 m 
Gesamthöhe: 175,5 m 
Drehzahl: 6,2 – 17,7 min-1 
Betriebszeit: Normalbetrieb 0000 - 2400 Uhr  

 
Der Genehmigungsbescheid wurde unter Nebenbestim-
mungen und Auflagen erlassen.  
 
Der Genehmigungsbescheid liegt gemäß § 10 Abs. 8 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes von Dienstag, den 
20.08.2013 bis einschließlich Dienstag, den zum 
03.09.2013 
 
bei der Gemeindeverwaltung der Gemeinde Kalletal, Tech-
nisches Rathaus, 32689 Kalletal, Herforder Straße 11 bei 
der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice am Hauptein-
gang, 32756 Detmold, Felix Fechenbach Straße 5 aus und 
kann dort während der Dienststunden für die Dauer von 2 
Wochen eingesehen werden. Mit Ende der Auslegungsfrist 
(03.09.2013, 2400 Uhr) gilt der Genehmigungsbescheid 
auch gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben 
haben, als zugestellt.  
Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung kann 
bis zum Ablauf der Klagefrist (01.10.2013) von den Perso-
nen, die Einwendungen erhoben haben, schriftlich bei der 
Kreisverwaltung Lippe, FG 4.3, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Straße 5, angefordert werden. 
 
Dienststunden der Gemeinde Kalletal  
Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag  
von 8:30 Uhr -12:00 Uhr 
Mittwoch  
von 7:30 Uhr bis 12:30 Uhr 
Donnerstags außerdem  
von 14:00 Uhr bis 17:30 Uhr 
sowie nach Vereinbarung 
 
 
 
 
 

 

 
Gegen den Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
in 32423 Minden, Königswall 8, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichts erhoben werden. Die Klage kann auch in elektro-
nischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungs- und 
Finanzgerichten im Lande NRW (ERVVO VG/FG vom 
7.11.2012;  GVBl. NRW, S. 548) erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimm-
ten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben werden. Falls 
die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, 
sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beige-
fügt werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhal-
ten können. 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Niehage 

KrBl. Lippe 26.08.2013 
 
 
 
364 Immissionsschutz Bekanntmachung der Ent-

scheidung über die Prüfung der Notwendigkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles nach 
§ 3c des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung - UVPG - ) für die Errichtung und 
den Betrieb von 3 Windkraftanlagen in 32689 
Kalletal, Gemarkungen Bavenhausen, Brosen 
und Henstorf. 

 
Die Firma Windmühlenkontor GmbH & C0. KG, Schwarze 
Twete 4, 32657 Lemgo, beantragt die Genehmigung ge-
mäß § 4 des Bundes- Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die Errichtung und den Betrieb von 3 Windkraft-
anlagen mit einer Leistung von jeweils 3 MW im Außenbe-
reich der Gemeinde Kalletal an den Standorten, 
 
Gemarkung: Bavenhausen Brosen Henstorf 
Flur: 4 7 1 
Flurstück: 17 13 52 
Gaus-Krüger-  
Koordinaten: RW: 3.497.787 RW: 3.497.416 RW: 3.497.689 
 HW: 5.771.810 HW: 5.771.332 HW: 5.771.388 

 
Die Windkraftanlagen sind als Windfarm mit einer Gesamt-
höhe von jeweils mehr als 50 Metern in der Anlage 1 (Liste 
der UVP- pflichtigen Vorhaben) des UVPG unter der Nr. 
1.6.3 Spalte 2 Buchstabe S als Anlagen genannt, für die im 
Rahmen einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzel-
falls nach § 3c Abs. 1 Satz 2 des UVPG zu prüfen ist, ob 
nach den in der Anlage 2 Nr. 2 des UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
zu erwarten sind, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen 
wären. 
 
 
 
 
 
 

Dienststunden der Kreisverwaltung Lippe, Bürgerservice: 
montags bis donnerstags von 0730 Uhr bis 1800 Uhr 
freitags von 0730 Uhr bis 1500 Uhr 
sowie nach Vereinbarung.  
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Nach Prüfung des Vorhabens unter Berücksichtigung der 
Antragsunterlagen, der Gutachten zu den Emissionen an 
Lärm und Schattenwurf und den resultierenden Immissio-
nen und unter Berücksichtigung der Stellungnahmen der im 
Genehmigungsverfahren beteiligten Träger öffentlicher Be-
lange wurde entschieden, dass die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist, da er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen nach den in der 
Anlage 2 des UVPG genannten Schutzkriterien zum 
Standort des Vorhabens nicht zu erwarten sind. Die Fest-
stellung ist selbstständig nicht anfechtbar. 
 
Die Entscheidung wird hiermit gem. § 3a des UVPG be-
kanntgegeben. 
 
Im Auftrag 
 
 
(Niehage) 

KrBl. Lippe 26.08.2013 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
365 Bekanntmachung der Stadt Barntrup über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die 
Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 22. 
September 2013 

 
Beschluss des Planungs- und Stadtentwicklungsaus-
schusses vom 09.07.2013 
 
„Dem Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr.  
1002A/I „Wülferlieth-Nord/Finkenweg", Ortsteil Wülfer-
Bexten mit der zugehörigen Begründung in der Fassung 
vom 13.06.2013 wird zugestimmt.  
Der Entwurf zum Bebauungsplan ist gemäß § 3 Abs. 
2 Baugesetzbuch (BauGB) öffentlich auszulegen.“ 
 
Die öffentliche Auslegung für den o.g. Bebauungsplan wird 
in der Zeit vom  
 

03.09.2013 bis 02.10.2013 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoß (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung sowie die bereits vor-
liegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen we-
sentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer von einem Monat öffent-
lich aus. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.stadt-bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1002A/I „Wül-
ferlieth-Nord/Finkenweg“,  
Ortsteil Wülfer-Bexten wird im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a BauGB aufgestellt. 
Auf eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB 
wird daher verzichtet. 
 
 
 
 
 

 
Der Geltungsbereich ist in dem als Anlage beigefügten 
Übersichtsplan grafisch dargestellt. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 12.07.2013 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

KrBl. Lippe 26.08.2013 
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366 Wahlbekanntmachung 
 
1. Am 22. September 2013 
 

findet die 
 

Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 
 

statt. 
 

Die Wahl dauert von 8.00 bis 18.00 Uhr. 
 
2. Die Stadt Bad Salzuflen, die zum Wahlkreis 135 

Lippe I gehört, ist in 26 allgemeine Wahlbezirke ein-
geteilt. 

 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlbe-
rechtigten in der Zeit vom 19. August bis 1. Sep-
tember 2013 übersandt werden, sind der Wahlbezirk 
und der Wahlraum angegeben, in dem der/die Wahl-
berechtigte wählen kann. 
 
Die Abgrenzung der Wahlbezirke kann in einem Stra-
ßenverzeichnis während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten im Wahlamt der Stadt Bad Salzuflen eingese-
hen werden. 
 
In dem Wahlbezirk 230 sowie in dem Briefwahlbezirk 
279 (Briefwähler aus den Wahlbezirken 101, 102, 
110, 120, 130, 140,) wird eine repräsentative Wahl-
statistik durchgeführt. Die amtlichen Stimmzettel sind 
mit Unterscheidungsaufdruck nach Geschlecht und 
Altersgruppen gekennzeichnet. Das Wahlgeheimnis 
wird gewahrt. 
 
Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des 
Briefwahlergebnisses um 13.00 Uhr im Rathaus in 
Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 19, zusam-
men, und zwar der 
 
Briefwahlvorstand I - Briefwahlbezirk 259 – 
Besprechungsraum Fachdienst Bürgerservice und 
Soziales Erdgeschoss, 
 
Briefwahlvorstand II - Briefwahlbezirk 269 – 
Sitzungsraum East Yorkshire im Erdgeschoss, 
 
Briefwahlvorstand III - Briefwahlbezirk 279 – 
Sitzungsraum Luckenwalde im Erdgeschoss, 
 
Briefwahlvorstand IV - Briefwahlbezirk 289 – 
Sitzungsraum Millau im Erdgeschoss 
 
Briefwahlvorstand V – Briefwahlbezirk 299 
Besprechungsraum Fachdienst Ordnungswesen Erd-
geschoss 
 

3. Jede/r Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum 
des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerver-
zeichnis sie/er eingetragen ist. 

 
Die Wählerin/Der Wähler hat die Wahlbenachrichti-
gung und ihren/seinen Personalausweis oder Rei-
sepass zur Wahl mitzubringen. 
 
 
 
 

 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgege-
ben werden. 
 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jede 
Wählerin/Jeder Wähler erhält bei Betreten des Wahl-
raumes einen Stimmzettel ausgehändigt. 
 
Jeder Wählerin/Jeder Wähler hat eine Erststimme 
und eine Zweitstimme. 
 
Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender 
Nummer 
 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck 

die Namen der Bewerberinnen/Bewerber der zu-
gelassenen Kreiswahlvorschläge unter Angabe 
der Partei, sofern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wendet, auch dieser, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen außerdem des Kennworts und rechts 
von dem Namen jedes Bewerbers einen Kreis für 
die Kennzeichnung, 
 

b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem 
Druck die Bezeichnung der Parteien, sofern sie 
eine Kurzbezeichnung verwenden, auch dieser, 
und jeweils die Namen der ersten fünf Bewer-
ber/Bewerberinnen der zugelassenen Landeslis-
ten und links von der Parteibezeichnung einen 
Kreis für die Kennzeichnung. 

 
 Die Wählerin/Der Wähler gibt seine Erststimme 

in der Weise ab, 
 

dass sie/er auf dem linken Teil des Stimm-
zettels (Schwarzdruck) durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welchem 
Bewerber sie gelten soll,  

 
und ihre/seine Zweitstimme in der Weise,  
 

dass sie/er auf dem rechten Teil des 
Stimmzettels (Blaudruck) durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
Landesliste sie gelten soll. 
 

 Der Stimmzettel muss von der Wählerin/vom 
Wähler in einer Wahlzelle des Wahlraumes o-
der in einem besonderen Nebenraum gekenn-
zeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass 
seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 

 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die 

Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststel-
lung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öf-
fentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne 
Beeinträchtigung des Wahlgeschäfts möglich ist. 
 

5. Wähler/Innen, die einen Wahlschein haben, kön-
nen an der Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahl-
schein ausgestellt ist, 
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a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-

bezirk dieses Wahlkreises oder 
 

b) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der 
Gemeindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, ei-
nen amtlichen Stimmzettelumschlag sowie einen amt-
lichen Wahlbriefumschlag beschaffen und ih-
ren/seinen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im ver-
schlossenen Wahlumschlag) und dem unterschriebe-
nen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahl-
briefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er 
dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 
Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 
 

6. Jede/r Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur ein-
mal und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des 
Bundeswahlgesetzes). 

 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergeb-
nis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis ver-
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 
107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

 
Bad Salzuflen, den   6. August 2013 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Siegel 
 
 
Dr. Honsdorf 

KrBl. Lippe 26.08.2013 
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Stadt Barntrup 
 
367 Bekanntmachung der Stadt Barntrup über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die 
Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 22. 
September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Wahlbezirke der Stadt Barntrup wird in der Zeit vom 
02. September bis 06. September 2013 während 
der allgemeinen Öffnungszeiten bei der Stadt Barn-
trup, Der Bürgermeister, Rathaus, Mittelstraße 38, 
Zimmer 4, 32683 Barntrup, für Wahlberechtigte zur 
Einsichtnahme bereitgehalten. 

 
Öffnungszeiten:  

 
02.09.2013  08.30 bis 12.00 Uhr 
und   14.00 bis 18.00 Uhr 
03.- 05.09.2013   08.30 bis 12.00 Uhr 
und    14.00 bis 15.30 Uhr 
06.09.2013  08.30 bis 12.00 Uhr 

 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tat-
sachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprü-
fung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahl-
berechtigten, für die im Melderegister ein Sperrver-
merk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrah-
mengesetzes entsprechenden Vorschriften der 
Landesmeldegesetze eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Ver-
fahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Da-
tensichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder un-

vollständig hält, kann in der Zeit vom 02. September 
2013 bis 06. September 2013, spätestens am 06. 
September 2013 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt Barn-
trup, Der Bürgermeister, Rathaus, Mittelstraße 38, 
Zimmer 9, 32683 Barntrup, Einspruch einlegen. Der 
Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis ein-

getragen sind, erhalten bis spätestens zum 01. Sep-
tember 2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch ge-
gen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht 
Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
 
 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen werden und die bereits ei-
nen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt 
haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im 
Wahlkreis 135 Lippe I durch Stimmabgabe in ei-
nem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses 
Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 

 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener 

Wahlberechtigter, 
 

5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-
ner Wahlberechtigter, 

 
a) wenn er nachweist, dass er ohne sein 

Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme 
in das Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung (bis zum 01. Sep-
tember 2013) oder die Einspruchsfrist ge-
gen das Wählerverzeichnis nach § 22 Abs. 
1 der Bundeswahlordnung (bis zum 06. 
September 2013) versäumt hat, 

 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der 

Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist 
nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung entstanden ist, 

 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfah-

ren festgestellt worden und die Feststel-
lung erst nach Abschluss des Wählerver-
zeichnisses zur Kenntnis der Gemeinde-
behörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerver-
zeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis 
zum 20. September 2013, 18.00 Uhr, bei der 
Gemeindebehörde mündlich oder schriftlich be-
antragt werden. 
 
Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, 
Fernschreiber, Telefax, E-Mail oder durch sons-
tige dokumentierbare elektronische Übermittlung 
als gewahrt.   
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die 
ein Aufsuchen des  Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich 
macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr gestellt werden.  
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass 
ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegan-
gen ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
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Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene 
Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstabe a bis c angegebenen Gründen den 
Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch 
bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen.  
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein be-
hinderter Wahlberechtigter kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person be-
dienen. 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Antragsteller zu-

gleich  
  

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahl-
briefumschlag und  

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunter-
lagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
gewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht 
mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie 
der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat 
sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so recht-
zeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 
18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland ohne besondere Versendungsform 
ausschließlich von der Deutschen Post AG unent-
geltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Barntrup, den 31. Juli 2013 
Stadt Barntrup  
Der Bürgermeister 
 
 
Dahle 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 629 
 

 

 

Stadt Blomberg 
 
368 Bekanntmachung der Stadt Blomberg über das 

Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis 
und die Erteilung von Wahlscheinen für die 
Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 22. 
September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl wird in der 
Zeit vom 02. bis 06. September 2013 während der allge-
meinen Öffnungszeiten im Bürgerbüro, Altes Amtsgericht, 
Am Martiniturm 1, Zimmer 7/8, 32825 Blomberg für Wahl-
berechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Der Zugang 
ist nicht barrierefrei. Jeder Wahlberechtigte kann die Rich-
tigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wäh-
lerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 
Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das 
Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperr-
vermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrahmen-
gesetzes entsprechenden Vorschriften der Landesmelde-
gesetze eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann in der Zeit vom 02. September 2013 bis 
zum 06. September 2013 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt 
Blomberg im Bürgerbüro, Altes Amtsgericht, Am Martini-
turm 1, Zimmer 7/8, 32825 Blomberg, Einspruch einlegen. 
 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen sind, erhalten bis spätestens zum 01. September 2013 
eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, er-
halten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahl-
kreis 135 Lippe I  
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises  

 
oder  
 

durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1. ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlbe-
rechtigter, 

 
5.2. ein nicht in das Wählerverzeichnis ein-getragener 
Wahlberechtigter, 

 
a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die 
Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach 
§ 18 Abs. 1 der Bundes-wahlordnung (bis zum 01. Sep-
tember 2013) oder die Einspruchsfrist gegen das Wähler-
verzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 06. September 2013) versäumt hat, 
 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs.1 der Bun-
deswahlordnung entstanden ist, 
 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wäh-
lerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde ge-
langt ist. 
 
Wahlscheine können von in das Wähler-verzeichnis einge-
tragenen Wahlberechtigten bis zum 20. September 2013, 
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich 
oder elektronisch beantragt werden. Die Schriftform gilt 
auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail 
oder durch sonstige dokumentierbare elektronische Über-
mittlung als gewahrt. Bei der Antragstellung müssen Fami-
lienname, Vornamen, Geburtsdatum und Wohnanschrift 
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angegeben wer-
den. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Auf-
suchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumut-
baren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag 
noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angege-
benen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlschei-
nes noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 



630 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er da-
zu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefum-
schlag und 

 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für 
einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahl-berechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeinde-behörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne besondere Versendungsform ausschließlich von 
Deutsche Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch 
bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben 
werden. 
 
Stadt Blomberg, den 04. Juli 2013  
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung: 
 
 
Stodieck 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
369 Jahresabschluss der Blomberger Immobilien- 

und Grundstücksverwaltung zum 31.12.2012 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat am 18.07.2013 den Jah-
resabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2012 festge-
stellt und über die Gewinnverwendung wie folgt beschlos-
sen: 
 
„Der Jahresabschluss 2012 wird wie folgt festgestellt: 
 
1. Bilanzsumme  54.236.032,88 € 

Jahresverlust       167.525,05 € 
2. An die Stadt Blomberg wird eine Eigenkapitalverzin-

sung in Höhe von 15.338,76 € abgeführt. 
3. Der Jahresverlust und die Eigenkapitalverzinsung in 

Gesamthöhe von 182.863,81 € werden der allgemei-
nen Rücklage entnommen. 

4. Der Betriebsleitung wird uneingeschränkt Entlastung 
erteilt“ 

 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 
 

09.09.2013 – 20.09.2013 
 
bei der Blomberger Immobilien- und Grundstücksverwal-
tung der Stadt Blomberg, Marktplatz 2, 32825 Blomberg – 
Erdgeschoss, Zimmer 3 – während der Öffnungszeiten zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW in Herne über die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Blomberger Immobilien- und 
Grundstücksverwaltung (BIG). Zur Durchführung der Jah-
resabschlussprüfung zum 31.12.2012 hat sie sich der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Henschke und Partner GbR, 
Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 15.05.2013 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Ein-
beziehung der Buchführung und den Lagebericht des Ei-
genbetriebes „Blomberger Immobilien- und Grundstücks-
verwaltung“, für das Geschäftsjahr vom 01.01.2012 bis 
31.12.2012 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen 
handelsrechtlichen sowie ergänzenden landesrechtlichen 
Vorschriften und Bestimmungen der Satzung liegen in der 
Verantwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebes. 
Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir 
durchgeführten Prüfung, eine Beurteilung über den Jahres-
abschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über 
den Lagebericht abzugeben. 
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Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
und § 106 GO NW unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstel-
lung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 
internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben 
in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht über-
wiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prü-
fung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 
Betriebsleitung des Eigenbetriebes sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für meine Beurteilung 
bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Henschke und Partner GbR ausgewertet 
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. 
Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß $ 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 07.08.2013 
GPA NRW 
Im Auftrag 
 
 
Matthias Middel 
 
Blomberg, den 15. August 2013 
Blomberger Immobilien- und Grundstücksverwaltung 
-Betriebsleiter- 
 
 
(Franke) 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Stadt Detmold 
 
370 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen für die Wahl zum 18. Deut-
schen Bundestag am 22. September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Wahlbezirke der Stadt Detmold wird in der Zeit vom 
02.09.2013 bis 06.09.2013 während der Dienststunden 
bei der Stadt Detmold, Verwaltungsgebäude Gra-
benstr. 1, Dachgeschoss, Zimmer 201, 32756 Detmold, 
für Wahlberechtigte zur Einsicht bereitgehalten. Der 
Zugang ist nicht barrierefrei. Das Wählerverzeichnis 
wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsicht-
nahme ist mittels Computer möglich. 
 
Dienststunden: 
Montag - Mittwoch: von 8.30 Uhr bis 16.00 Uhr 
Donnerstag: von 8.30 Uhr bis 18.00 Uhr 
Freitag: von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

 

 Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß der dem § 21 
Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechen-
den Vorschrift des Meldegesetzes NRW eingetragen 
ist. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis ein-
getragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann während der Einsichtsfrist, spätes-
tens am 06.09.2013 bis 12.30 Uhr, bei der Stadt Det-
mold, Verwaltungsgebäude Grabenstr. 1, Dachge-
schoss, Zimmer 201, 32756 Detmold, Einspruch einle-
gen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift erhoben werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 01.09.2013 
eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Ge-
fahr laufen will, dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

 

 
4. Wer einen Wahlschein von der Stadt Detmold hat, kann 

an der Wahl im Wahlkreis 136 Höxter-Lippe II 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-
raum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
oder durch Briefwahl  

 
teilnehmen. 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Wahlberechtigte/r, 

 
5.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-

ne/r Wahlberechtigte/r, 
 

a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne sein/ihr 
Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung (bis zum 01. September 2013) oder 
die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 06. September 2013) versäumt hat, 

b) wenn sein/ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl 
erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist 
nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung ent-
standen ist, 

c) wenn sein/ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren 
festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis 
der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-
getragenen Wahlberechtigten bis Freitag, dem 
20.09.2013, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde per-
sönlich oder schriftlich beantragt werden. 
Die Schriftform wird auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare elektronische Übermittlung gewahrt. 
Bei der Antragstellung müssen Familienname, Vorna-
men, Geburtsdatum und Wohnanschrift (Straße, Haus-
nummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr gestellt wer-
den. 
 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihm/ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl (Samstag, 
21.09.2013), 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a bis c 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stel-
len. 
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Wer den Antrag für jemand anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein/e behinderte/r Wahlbe-
rechtigte/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe ei-
ner anderen Person bedienen. 
 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält er/sie  
 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises 136 
Höxter-Lippe II, 

- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
für eine andere Person ist nur möglich, wenn die Be-
rechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebe-
hörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte 
Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzei-
tig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr 
eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland als Standardbrief ohne besondere Ver-
sendungsform ausschließlich von der Deutsche Post 
AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Detmold, den 31. Juli  2013 
 
Stadt Detmold 
 
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
371 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses der Stadt Detmold zum 31.12.2010 
und Entlastung des Bürgermeisters 

 
Aufgrund des § 96 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW S. 666) in der derzeit gültigen Fassung hat der 
Rat der Stadt Detmold am 11.07.2013 den vom Rech-
nungsprüfungsausschuss geprüften und mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk versehenen Jahresab-
schluss zum 31.12.2010 durch Beschluss festgestellt und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2010 mit Lagebericht ist 
gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW dem Landrat des Kreises Lip-
pe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schreiben 
vom 16.07.2013 angezeigt worden. 
 
Der Jahresabschluss mit Lagebericht 2010 der Stadt Det-
mold wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Die Bilanz, die 
Ergebnis- und Finanzrechnung zum 31.12.2010 sind nach-
folgend abgedruckt. 
 
Der Jahresabschluss 2010 mit allen Anlagen sowie der La-
gebericht 2010 liegen zur Einsichtnahme ab dem 
26.08.2013 bis zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses bei der Stadt Detmold, Paulinenstr. 45, Zimmer 
3.05, während der Dienstzeiten öffentlich aus und sind im 
Internet unter www.detmold.de verfügbar. 
 
Detmold, 13.08.2013 
 
Der Bürgermeister 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Schlussbilanz zum 31.12.2010 
Aktiva in € 
1. Anlagevermögen 746.153.924,03 
1.1.Immaterielle Vermögensgegenstände 115.329,74 
 
1.2. Sachanlagen  677.961.808,27 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und 40.073.080,88 
         grundstücksgleiche Rechte 
1.2.1.1 Grünflächen 30.859.214,15 
1.2.1.2 Ackerland 2.478.868,67 
1.2.1.3 Wald, Forsten  262.763,96 
1.2.1.4 Sonstige unbebaute Grundstücke 6.472.261,10 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und  237.239.532,83 
         grundstücksgleiche Rechte  
1.2.2.1 Kinder- und Jugendeinrichtungen 3.449.518,55 
1.2.2.2 Schulen 143.593.243,02 
1.2.2.3 Wohnbauten  6.199.086,68 
1.2.2.4 Sonstige Dienst-, Geschäfts- 83.977.684,58 
            und Betriebsgebäude 
1.2.3 Infrastrukturvermögen 377.345.445,77 
1.2.3.1 Grund und Boden des  35.189.039,44 
            Infrastrukturvermögens 
1.2.3.2 Brücken und Tunnel 8.358.431,71 
1.2.3.3 Gleisanlagen mit Streckenausrüstung 1,00 
            und Sicherheitsanlagen 
1.2.3.4 Entwässerungs- und   193.182.969,36 
            Abwasserbeseitigungsanlagen 
1.2.3.5 Straßennetz mit Wegen, Plätzen 139.911.598,63 
            und Verkehrslenkungsanlagen 
1.2.3.6 Sonstige Bauten des  703.405,63 
            Infrastrukturvermögens 
1.2.4 Bauten auf fremden Grund und Boden 1.208.332,98 
1.2.5 Kunstgegenstände, 71.149,06 
         Kulturdenkmäler   
1.2.6 Maschinen und technische 4.696.413,66 
         Anlagen, Fahrzeuge 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung 8.773.281,43 
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 8.554.571,66 
 
1.3. Finanzanlagen 68.076.786,02 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 63.075.309,94 
1.3.2 Beteiligungen 0,00 
1.3.3 Sondervermögen 0,00 
1.3.4 Wertpapiere des Anlagevermögens  572.093,12 
1.3.5 Ausleihungen 4.429.382,96 
1.3.5.1 an verbundenen Unternehmen 3.784.500,00 
1.3.5.2 an Beteiligungen 0,00 
1.3.5.3 an Sondervermögen 0,00 
1.3.5.4 Sonstige Ausleihungen 644.882,96 
 
2. Umlaufvermögen 15.956.259,05 
2.1 Vorräte 3.204.392,07 
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 3.204.392,07 
2.1.2 Geleistete Anzahlungen 0,00 
2.2 Forderungen und sonstige  6.936.071,57 
      Vermögensgegenstände 
2.2.1 Öffentlich-rechtliche Forderun- 3.944.339,98 
         gen und Forderungen aus  
         Transferleistungen 
2.2.1.1 Gebühren 650.215,57 
2.2.1.2 Beiträge 525.125,16 
2.2.1.3 Steuern 947.479,04 
2.2.1.4 Forderungen aus Transferleistungen 995.632,14 
2.2.1.5 Sonstige öffentlich-rechtliche Forderungen 852.888,07 
2.2.2 Privatrechtliche Forderungen 1.641.110,28 
2.2.2.1 gegenüber dem privaten Bereich 1.402.395,22 
2.2.2.2 gegenüber dem öffentlichen Bereich 585,98 
2.2.2.3 gegen verbunden Unternehmen 238.129,08 
2.2.2.4 gegen Beteiligungen 0,00 
2.2.2.5 gegen Sondervermögen 0,00 
2.2.3 Sonstige Vermögensgegenstände 1.350.621,31 
2.3 Wertpapiere des Umlaufvermögens 0,00 
2.4 Liquide Mittel 5.815.795,41 
 
3. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 649.391,41 
 
Gesamtsumme Aktiva 762.759.574,49 

 
Passiva in € 
 
1. Eigenkapital 146.752.525,96 
1.1 Allgemeine Rücklagen 142.795.850,60 
1.2 Sonderrücklagen 0,00 
1.3 Ausgleichsrücklage 15.234.408,52 
1.4 Jahresüberschuss/ Jahresfehlbetrag -11.277.733,16 
 
2. Sonderposten  237.775.778,72 
2.1 für Zuwendungen 176.256.840,11 
2.2 für Beiträge 57.387.520,99 
2.3 für den Gebührenausgleich 1.585.732,58 
2.4 sonstige Sonderposten 2.545.685,04 
 
3. Rückstellungen 184.100.141,14 
3.1 Pensionsrückstellungen  91.649.083,00 
3.2 Rückstellungen für Deponien und Altlasten 846.200,00 
3.3 Instandhaltungsrückstellungen 66.697.554,26 
3.4 Sonstige Rückstellungen nach 24.907.303,88 
      § 36 Abs. 4 und 5 
 
4. Verbindlichkeiten 182.213.157,26 
4.1 Anleihen 0,00 
4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten  147.544.645,21 
      für Investitionen 
4.2.1 von verbundenen Unternehmen  0,00 
4.2.2 von Beteiligungen 0,00 
4.2.3 von Sondervermögen  0,00 
4.2.4 vom öffentlichen Bereich      15.338,74 
4.2.5 vom privaten Kreditmarkt 147.529.306,47 
4.3 Verbindlichkeiten aus Krediten 10.000.000,00 
      zur Liquiditätssicherung  
4.4 Verbindlichkeiten aus Vorgängen, die  936.493,00 
      Kreditaufnahmen wirtschaftlich  
      gleichkommen 
4.5 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 5.782.574,29 
      und Leistungen 
4.6 Verbindlichkeiten aus  8.236.258,57 
      Transferleistungen 
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 9.713.186,19 
 
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 11.917.971,41 
 
Gesamtsumme Passiva 762.759.574,49 
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Gesamtergebnisrechnung 2010 in € 
 
Nr.    Bezeichnung  
1       Steuern und ähnliche Abgaben 79.996.501,75 
2   +  Zuwendungen  und allgemeine Umlagen 34.399.058,86 
3   +  Sonstige Transfererträge 3.498.565,85 
4   +  Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 28.283.805,66 
5   +  Privatrechtliche Leistungsentgelte 3.461.904,78 
6   +  Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.134.545,84 
7   +  Sonstige ordentliche Erträge 15.884.074,11 
8   +  Aktivierte Eigenleistungen 838,705,91 
9  +/- Bestandsveränderungen 0,00 
10 =  Ordentliche Erträge 170.497.162,76 
11  -  Personalaufwendungen 38.462.662,74 
12  -  Versorgungsaufwendungen  3.010.155,88 
13  -  Aufwendungen für Sach- und 21.922.609,05 
         Dienstleistungen 
14  -  Bilanzielle Abschreibungen 17.422.283,80 
15  -  Transferaufwendungen 81.597.883,01 
16  -  Sonstige ordentliche 12.732.772,24 
          Aufwendungen 
17  =  Ordentliche Aufwendungen 175.148.366,72 
18  =  Ergebnis lfd.  -4.651.203,96 
          Verwaltungstätigkeit              
19  +  Finanzerträge 1.562.326,38 
20   -  Zinsen und ähnliche              8.188.855,58 
          Aufwendungen 
21  =  Finanzergebnis -6.626.529,20 
22  =  Ordentliches Ergebnis -11.277.733,16 
23 +  Außerordentliche Erträge 0,00 
24  -  Außerordentliche Aufwendungen  0,00 
25 =  Außerordentliches Ergebnis 0,00 
26 =  Jahresergebnis    -11.277.733,16 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Finanzrechnung 2010 in € 
Nr.  Bezeichnung   
1      Steuern und ähnliche Abgaben   79.678.688,49 
2   + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 28.726.614,20 
3   + Sonstige Transfereinzahlungen 4.037.265,50 
4   + Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 26.704.616,47 
5   + Privatrechtliche Leistungsentgelte 3.257.270,96 
6   + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 3.874.721,50 
7   + Sonstige Einzahlungen 5.347.039,75 
8   + Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 1. 529.539,53 
9   = Einzahlungen lfd. Verwaltungstätigkeit 153.155.756,40 
10  - Personalauszahlungen 36. 087.628,41 
11  - Versorgungsauszahlungen 3.259.149,88 
12  - Auszahlungen für Sach- und 19.668.367,05 
        Dienstleistungen 
13  - Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 7.522.589,53 
14  - Transferauszahlungen 83.436.930,10 
15  - Sonstige Auszahlungen     12.192.326,19 
16 = Auszahlungen aus lfd.  162.166.991,16 
        Verwaltungstätigkeit 
17 = Saldo aus laufender Verwaltungstätigkeit -9.011.234,76 
18 + Einzahl. aus Zuwendungen für 6.499.022,42 
        Investitionsmaßnahmen 
19 + Einzahl. aus der Veräußerung 1.661.447,20 
        von Sachanlagen 
20 + Einzahl. aus der Veräußerung 0,00 
        von Finanzanlagen 
21 + Einzahl. aus Beiträgen und Entgelten 624.989,51 
22 + Sonstige Investitionseinzahlungen 33.714,51 
23 = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 8.819.173,64 
24  - Auszahl. für den Erwerb von  294.149,50 
        Grundstücken und Gebäuden 
25  - Auszahl. für Baumaßnahmen 11.249.139,96 
26  - Auszahl. für den Erwerb von  2.593.473,85 
        bewegl. Anlagevermögen 
27  - Auszahl. für den Erwerb von Finanzanlagen 0,00 
28  - Auszahl. von aktivierbaren Zuwendungen 10.000,00 
29  - Sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 
30 = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 14.146.763,31 
31 = Saldo aus Investitionstätigkeit -5.327.589,67 
32 = Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag -14.338.824,43 
33 + Aufnahme von Rückflüssen von Darlehen 24.502.783,29 
34 + Aufnahme von Krediten zur  43.000.000,00 
        Liquiditätssicherung 
35  - Tilgung und Gewährung von Darlehen 25.329.779,19 
36  - Tilgung von Krediten zur  33.000.000,00 
        Liquiditätssicherung 
37 = Saldo aus Finanzierungstätigkeit 9.173.004,10 
38 = Änderung des Bestandes an -5.165.820,33 
        eigenen Finanzmitteln  
39 + Anfangsbestand an Finanzmitteln 10.926.389,11 
40 + Veränderung des Bestandes an 55.226,63 
        fremden Finanzmitteln 
41 = Liquide Mittel 5.815.795,41 
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Gemeinde Dörentrup 
 
372 Bekanntmachung der Gemeinde Dörentrup 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum Deutschen Bundestag am 
22.09.2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl in der Ge-
meinde Dörentrup wird in der Zeit vom 02.09.2013 bis 
06.09.2013 während der allgemeinen Öffnungszeiten im 
Wahlamt der Gemeinde Dörentrup, Poststraße 11, 32694 
Dörentrup für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitge-
halten. 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der zu seiner Person im Wähler-verzeichnis einge-
tragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter 
die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen 
im Wähler-verzeichnis eingetragenen Personen überprüfen 
will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich 
eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung be-
steht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 
die im Melde-register ein Sperrvermerk gemäß den § 21 
Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechenden 
Vorschriften der Landesmeldegesetze eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16. Tag 
vor der Wahl, spätestens am 06.09.2013 bis 12.00 Uhr, bei 
der Gemeinde Dörentrup, Wahlamt, Poststraße 11, 32694 
Dörentrup, Einspruch einlegen. 
 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen sind, erhalten bis spätestens zum 01.09.2013 eine 
Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, er-
halten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahl-
kreis 136 Lippe I  
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 

 
oder  
 

durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1. ein in das Wählerverzeichnis  eingetragener Wahl-
berechtigter, 

 
5.2. ein nicht in das Wählerverzeichnis ein-getragener 
Wahlberechtigter, 

 
a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die 
Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach 
§ 18 Abs. 1 der Bundes-wahlordnung (bis zum 01.09.2013) 
oder die Ein-spruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 
06.09.2013) versäumt hat, 
 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs.1 der Bun-
deswahlordnung entstanden ist, 
 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wäh-
lerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde ge-
langt ist. 
 
Wahlscheine können von in das Wähler-verzeichnis einge-
tragenen Wahlberechtigten bis zum 20.09.2013, 18.00 Uhr, 
bei der Gemeinde-behörde mündlich, schriftlich oder elekt-
ronisch beantragt werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Auf-
suchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumut-
baren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag 
noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angege-
benen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlschei-
nes noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er da-
zu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 637 
 

 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefum-
schlag und 

 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für 
einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahl-berechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeinde-behörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne besondere Versendungsform ausschließlich von 
der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann 
auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abge-
geben werden. 
 
Dörentrup, den 26.08.2013 
 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
373 Wahlbekanntmachung 

 
1. Am 22. September 2013 findet die Wahl zum 18. 

Deutschen Bundestag statt. Die Wahl dauert von 8 bis 
18 Uhr.  

2. Die Gemeinde Dörentrup ist in folgende 9 Wahlbezirke 
eingeteilt: 

 
0010 Bega 
Wahlraum: Dorfgemeinschaftshaus Bega, Bahnhofstraße 1 
 
0020 Humfeld-Nord 
Wahlraum: Grundschule Ost, Auf dem Kamp 14 
 
0021 Humfeld-Süd 
Wahlraum: Grundschule Ost,  Auf dem Kamp 14 
 
0030 Schwelentrup-West 
Wahlraum: Stallscheune Schwelentrup, Försterweg 9 
 
0031 Schwelentrup-Ost 
Wahlraum: Ev. Gemeindehaus, Försterweg 9 
 
0040 Hillentrup-Süd 
Wahlraum: Grundschule West, Grenzstraße 2 
 
0041 Hillentrup-Nord 
Wahlraum: Grundschule West, Grenzstraße 2 
 
0050 Spork 
Wahlraum: Sporthaus Spork, Königstraße 
 
0060 Wendlinghausen 
Wahlraum: Kindergarten Wendlinghausen, Pferdekamp 6 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten 
in der Zeit vom 19.08. bis 01.09.2013 übersandt worden 
sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in 
dem der Wahlberechtigte zu wählen hat.  
 
Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahler-
gebnisses um 17.00 Uhr in der Gemeindeverwaltung 
Dörentrup, Rathaus,  Sitzungssaal I und II, zusammen.  
 
3. Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem Wahlraum des 
Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis er ein-
getragen ist.  
 
Die Wähler haben die Wahlbenachrichtigung und ihren 
Personalausweis oder Reisepass zur Wahl mitzubringen.  
 
Die Wahlbenachrichtigung soll bei der Wahl abgegeben 
werden. 
Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Jeder Wähler 
erhält bei Betreten des Wahlraums einen Stimmzettel aus-
gehändigt. 
Jeder Wähler hat eine Erststimme und eine Zweitstimme. 
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Der Stimmzettel enthält jeweils unter fortlaufender Num-
mer. 
a) für die Wahl im Wahlkreis in schwarzem Druck die 

Namen der Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvor-
schläge unter Angabe der Partei, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch dieser, bei anderen 
Kreiswahlvorschlägen außerdem des Kennworts und 
rechts von dem Namen jedes Bewerbers einen Kreis 
für die Kennzeichnung. 

 
b) für die Wahl nach Landeslisten in blauem Druck die 
Bezeichnung der Parteien, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwenden, auch dieser, und jeweils die Namen der 
ersten fünf Bewerber der zugelassenen Landeslisten und 
links von der Parteibezeichnung einen Kreis für die Kenn-
zeichnung. 
 
Der Wähler gibt 
 
seine Erststimme in der Weise ab, 
 
  dass er auf dem linken Teil des Stimmzettels 
  (Schwarzdruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz 
  oder auf andere Weise eindeutig kenntlich macht,  
  welchem Bewerber sie gelten soll, 
 
und seine Zweitstimme in der Weise, 
 
  dass er auf dem rechten Teil des Stimmzettels  
  (Blaudruck) durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder 
  auf andere Weise eindeutig kenntlich macht, welcher 
  Landesliste sie gelten soll. 
 
Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des 
Wahlraumes oder in einem besonderen Nebenraum ge-
kennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine 
Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
4. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahl-
handlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann 
hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des Wahlge-
schäfts möglich ist. 
 
5. Wähler, die einen Wahlschein haben, können an der 
Wahl im Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, 
 
a) durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk 
b) dieses Wahlkreises oder 
c) durch Briefwahl 
 
teilnehmen. 
 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich von der Ge-
meindebehörde einen amtlichen Stimmzettel, einen amtli-
chen Stimmzettelumschlag sowie einen amtlichen Wahl-
briefumschlag beschaffen und seinen Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und 
dem unterschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass 
er dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. Der 
Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgege-
ben werden. 
 
 
 
 
 

 
6. Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben (§ 14 Abs. 4 des Bundeswahl-
gesetzes). 
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis ei-
ner Wahl herbeiführt oder das Ergebnis einer Wahl ver-
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 
und 3 des Strafgesetzbuches). 
 
Dörentrup, den 29. Juli 2013 
Gemeinde Dörentrup 
Der Bürgermeister 
 
 
Ehlert 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Gemeinde Extertal 
 
374 Hinweis auf die Änderung und Neufassung der 

Satzung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe 
vom 30.11.2012 

 
Die Änderung und Neufassung der Satzung des Abfallwirt-
schaftsverbandes Lippe vom 30.11.2012 ist nach Ab-
schluss des Anzeigeverfahrens von der Aufsichtsbehörde 
am 25.03. 2013 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk 
Detmold veröffentlicht worden. 
  
Auf diese Veröffentlichung weise ich hiermit als Mitglied 
des Verbandes gem. § 11 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit hin. 
 
Extertal, den 05.08.2013 
 
 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
375 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wähler-verzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinen für die Bundestagswahl am 
22.09.2013 

 
I. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Stimmbezirke der Gemeinde Extertal wird in der Zeit 
vom 02.09.2013 bis 06.09.2013 während der all-
gemeinen Öffnungszeiten im Wahlamt der Gemein-
de Extertal, Rathaus zwei, Mittelstraße 35, 
32699 Extertal, 1. Obergeschoss, Zimmer 03, für 
Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern 
ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollstän-
digkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tat-
sachen glaubhaft zu machen, aus denen sich die 
Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprü-
fung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahl-
berechtigten, für die im Melderegister ein Sperrver-
merk gemäß § 34 Abs. 6 des Meldegesetzes NRW 
eingetragen ist. 

 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Ver-
fahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Da-
tensichtgerät möglich.  

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis 
eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
II. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder un-

vollständig hält, kann innerhalb der Einsichtsfrist, 
spätestens bis zum 06.09.2013 bis 12.00 Uhr, bei 
dem Bürgermeister der Gemeinde Extertal, Wahl-
amt, Mittelstr. 35, 32699 Extertal, Einspruch einle-
gen. Der Einspruch kann schriftlich oder durch Er-
klärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
 

 
III. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis ein-

getragen sind, erhalten bis spätestens zum 
01.09.2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch ge-
gen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht 
Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen werden und die bereits ei-
nen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt 
haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

IV. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im 
Wahlkreis 135 - Lippe II durch Stimmabgabe in ei-
nem beliebigen Stimmbezirk dieses Wahlkreises 
oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 

V. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

1. ein in das Wählerverzeichnis eingetragener 
Wahlberechtigter, 
 

2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-
ner Wahlberechtigter,  

 
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Ver-
schulden die Einspruchsfrist gegen das Wäh-
lerverzeichnis (bis zum 06.09.2013) ver-
säumt hat, 
 

b) wenn er aus einem von ihm nicht zu vertre-
tenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden ist, 

 
 

c) wenn seine Berechtigung zur Teilnahme an 
der Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist 
gegen das Wählerverzeichnis entstanden ist 
oder sich herausstellt. 

 
VI. Wahlscheine können von im Wählerverzeichnis 

eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
20.09.2013, 18.00 Uhr, bei dem Bürgermeister der 
Gemeinde Extertal (Wahlamt) mündlich, schriftlich 
oder elektronisch beantragt werden. Die Schriftform 
gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben, Telefax, 
E-Mail oder durch sonstige dokumentierbare Über-
mittlung in elektronischer Form als gewahrt. Fern-
mündliche Anträge sind unzulässig und können 
deshalb nicht entgegengenommen werden. Ein be-
hinderter Wahlberechtigter kann sich bei der An-
tragstellung der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, 
kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, 
gestellt werden. 

 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm 
der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, 
kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein 
neuer Wahlschein erteilt werden. 
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Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene 
Wahlberechtigte können unter den in Ziffer V. 2. a) 
bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Ertei-
lung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 
15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss 
durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nach-
weisen, dass er dazu berechtigt ist. 
 

VII. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 

 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 

 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der 

Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 
Wahlbriefumschlag und 

 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 

 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunter-
lagen für eine andere Person ist nur möglich, wenn 
die Berechtigung zur Empfangnahme der Unterla-
gen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat 
sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der 
Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen 
hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich 
den Stimmzettel, legt ihn in den besonderen amtli-
chen blauen Stimmzettelumschlag, der zu ver-
schließen ist, unterzeichnet die auf dem Wahlschein 
vorgedruckte Versicherung an Eides statt, steckt 
den unterschriebenen Wahlschein und den Stimm-
zettelumschlag in den besonderen Wahlbriefum-
schlag und verschließt den Wahlbriefumschlag. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so recht-
zeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr 
eingeht. 

 
Der Wahlbrief braucht bei Absendung innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland nicht frei gemacht zu 
werden. Die Wahlbriefe werden im Bereich der 
Deutschen Post AG entgeltfrei befördert. Er kann 
auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle 
abgegeben werden. 
 
Nähere Hinweise darüber, wie der Wähler die 
Briefwahl auszuüben hat, sind dem Merkblatt für die 
Briefwahl, das mit den Briefwahlunterlagen über-
sandt wird, zu entnehmen. 

 
Extertal, 14.08.2013 

 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
376 Bekanntmachung der Stadt Horn-Bad Mein-

berg über das Recht auf Einsicht in das Wäh-
lerverzeichnis und die Erteilung von Wahl-
scheinen für die Wahl zum 18. Deutschen 
Bundestag am 22. September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Stadt Horn-Bad Meinberg wird in der Zeit vom 2. bis 6. 
September 2013 während der allgemeinen Öffnungs-
zeiten im Rathaus, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad 
Meinberg, Zimmer 27, für Wahlberechtigte zur Einsicht-
nahme bereitgehalten.  

 
Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu seiner Person im Wählerverzeichnis 
eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlbe-
rechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 
von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Per-
sonen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu 
machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich 
der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegis-
ter ein Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Mel-
derechtsrahmengesetzes entsprechenden Vorschriften 
der Landesmeldegesetze eingetragen ist.  
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-
ren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Daten-
sichtgerät möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann in der Zeit vom 2. September 2013 
bis zum 6. September 2013, spätestens am 6. Septem-
ber 2013 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt Horn-Bad Mein-
berg, Marktplatz 4, 32805 Horn-Bad Meinberg, Zimmer 
27, Einspruch einlegen. 

 
 Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 

Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 1. September 
2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 

glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 

 
 Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-

zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahl-

kreis 136 Höxter-Lippe II 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-
raum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 

 
  oder 
 
  durch Briefwahl 
 
 teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
 5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener 

Wahlberechtigter, 
 
 5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 

Wahlberechtigter, 
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein 
Verschulden die Antragsfrist auf Auf-
nahme in das Wählerverzeichnis nach § 
18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 1. September 2013) oder die Ein-
spruchsfrist gegen das Wählerver-
zeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung (bis zum 6. September 
2013) versäumt hat, 

 
b)  wenn sein Recht auf Teilnahme an der 

Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist 
nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahlord-
nung oder der Einspruchsfrist nach § 22 
Abs. 1 der Bundeswahlordnung entstan-
den ist, 

 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsver-

fahren festgestellt worden und die Fest-
stellung erst nach Abschluss des Wäh-
lerverzeichnisses zur Kenntnis der Ge-
meindebehörde gelangt ist. 

 
 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-

getragenen Wahlberechtigten bis zum 20. September 
2013, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, 
schriftlich oder elektronisch beantragt werden. 

 Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschrei-
ben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige dokumentier-
bare elektronische Übermittlung als gewahrt. 

 
 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 

Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, gestellt wer-
den. 

 
 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 

beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm 
bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahl-
schein erteilt werden. 

 
 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-

rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a) bis c) 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, stel-
len. 
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 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 

Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlbe-
rechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe ei-
ner anderen Person bedienen. 

 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
 - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 
 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbrief-
umschlag und 

 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 

für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechti-
gung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage 
einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird und die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberech-
tigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebehörde vor 
Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versi-
chern.  Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte Per-
son auszuweisen. 

 
 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit 

dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an 
die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief 
dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr eingeht. 

 
 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 

Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich 
befördert.  
Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen 
Stelle abgegeben werden. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 24. Juli 2013 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Block 

Kr.Bl. Lippe 26.08.2013 
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Stadt Lage 
 
377 Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht 

in das Wählerverzeichnis und die Erteilung 
von Wahlscheinenfür die Wahl zum 18. Deut-
schen Bundestag am 22. September 2013 

 
 
2. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Wahlbezirke der Stadt Lage wird in der Zeit vom 
02.09.2013 bis 06.09.2013 während der Dienststunden 
bei der Stadt Lage, Lange Str. 72, Rathaus I, Zimmer 
29, 32791 Lage, für Wahlberechtigte zur Einsicht be-
reitgehalten. Der Zugang ist nicht barrierefrei. Das 
Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt. Die Einsichtnahme ist mittels Computer mög-
lich. 
 

 Jede/r Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Voll-
ständigkeit der zu ihrer/seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein/e 
Wahlberechtigte/r die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er/sie Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit 
oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses erge-
ben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht 
hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk gemäß der dem § 21 
Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entsprechen-
den Vorschrift des Meldegesetzes NRW eingetragen 
ist. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis ein-
getragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
3. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann während der Einsichtsfrist, spätes-
tens am 06.09.2013 bis 13.00 Uhr, bei der Stadt Lage, 
Lange Str. 72, 32791 Lage, Rathaus I, Zimmer 29, Ein-
spruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift erhoben werden. 
 

 
4. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 01.09.2013 
eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn sie/er nicht Ge-
fahr laufen will, dass sie/er ihr/sein Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
5. Wer einen Wahlschein von der Stadt Lage hat, kann an 

der Wahl im Wahlkreis 135 Lippe I 
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahl-
raum (Wahlbezirk) dieses Wahlkreises 
oder durch Briefwahl  

 
teilnehmen. 
 

 
6. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

6.1 ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 
Wahlberechtigte/r, 

 
6.2 ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetrage-

ne/r Wahlberechtigte/r, 
 

a) wenn sie/er nachweist, dass sie/er ohne ihr/sein 
Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung (bis zum 01. September 2013) oder 
die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis 
nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 06. September 2013) versäumt hat, 

b) wenn ihr/sein Recht auf Teilnahme an der Wahl 
erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 
der Bundeswahlordnung oder der Einspruchsfrist 
nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung ent-
standen ist, 

c) wenn ihr/sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren 
festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis 
der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis ein-
getragenen Wahlberechtigten bis Freitag, 20.09.2013, 
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde persönlich oder 
schriftlich beantragt werden. 
Die Schriftform wird auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare elektronische Übermittlung gewahrt. 
Bei der Antragstellung müssen Familienname, Vorna-
men, Geburtsdatum und Wohnanschrift (Straße, Haus-
nummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt wer-
den. 
 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass 
ihr/ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihr/ihm bis zum Tage vor der Wahl (Samstag, 
21.09.2013), 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt 
werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a bis c 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stel-
len. 
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Wer den Antrag für jemand anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass sie/er dazu berechtigt ist. Ein/e behinderte/r Wahl-
berechtigte/r kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 
 

 
7. Mit dem Wahlschein erhält sie/er  
 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises 135 
Lippe I, 

- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahl-

brief zurückzusenden ist, versehenen roten Wahl-
briefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen 
für eine andere Person ist nur möglich, wenn die Be-
rechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier 
Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeindebe-
hörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu 
versichern. Auf Verlangen hat sich die bevollmächtigte 
Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss die/der Wähler/in den Wahlbrief 
mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzei-
tig an die angegebene Stelle absenden, dass der 
Wahlbrief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr 
eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland als Standardbrief ohne besondere Ver-
sendungsform ausschließlich von der Deutsche Post 
AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Lage, den 06. August 2013 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
378 Bekanntmachung der Alten Hansestadt Lemgo 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 
22. September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die Alte 

Hansestadt Lemgo wird in der Zeit vom 02. bis 06. 
September 2013 

 
 Montag, 02. September, Dienstag, 03. September, 

Mittwoch 04. September 2013 von 
 
    8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 und von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
 Donnerstag, 05. September 2013 von 
    8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 und von 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 Freitag,  06. September 2013 von 
  8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
 in der Abt. Wahlen, Zeughaus, Zimmer 212, Papen-

straße 9, 32657 Lemgo, für Wahlberechtigte zur Ein-
sichtnahme bereitgehalten. Jede/r Wahlberechtigte 
kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu sei-
ner/ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen 
Daten überprüfen. Sofern ein/e Wahlberechtigte/r die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprü-
fen will, hat er/sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus 
denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des 
Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf 
Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von 
Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperr-
vermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechtsrah-
mengesetzes entsprechenden Vorschriften der Lan-
desmeldegesetze eingetragen ist.  

 
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfah-

ren geführt. Die Einsichtnahme ist auf einem Compu-
terbildschirm möglich. 

 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-

tragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann in der Zeit vom 02. September 2013 
bis zum 06. September 2013, spätestens am Freitag, 
06. September 2013 bis 12.00 Uhr bei der Alten Han-
sestadt Lemgo, Der Bürgermeister, Abt. Wahlen, Zeug-
haus, Zimmer 212, Papenstraße 9, 32657 Lemgo, Ein-
spruch einlegen. Der Einspruch kann schriftlich oder 
durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 01. Septem-
ber 2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

 
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 

glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er/sie nicht Ge-
fahr laufen will, dass er/sie sein/ihr Wahlrecht nicht 
ausüben kann. 
 
 

 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
vereichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein von der Alten Hansestadt Lem-

go hat, kann an der Wahl im Wahlkreis 135, Lippe I, 
durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises oder durch Briefwahl 
teilnehmen. 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag: 
 
5.1. ein/e in das Wählerverzeichnis eingetragene/r Wahl-

berechtigte/r, 
5.2. ein/e nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene/r 

Wahlberechtigte/r,  
a) wenn er/sie nachweist, dass er/sie ohne sein/ihr 

Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in 
das Wählerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der 
Bundeswahlordnung (bis zum 01. September 
2013) oder die Einspruchsfrist gegen das Wäh-
lerverzeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung (bis zum 06. September 2013) ver-
säumt hat, 

b) wenn sein/ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl 
erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 
1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchs-
frist nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
entstanden ist, 

c) wenn sein/ihr Wahlrecht im Einspruchsverfahren 
festgestellt worden und die Feststellung erst  
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis 
eingetragenen Wahlberechtigten bis Freitag, 20. Sep-
tember 2013, 18.00 Uhr, bei dem Bürgermeister der 
Alten Hansestadt Lemgo, Abt. Wahlen, mündlich, 
schriftlich oder elektronisch, nicht jedoch fernmündlich, 
beantragt werden. 
 
Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fern-
schreiben, Telefax, E-Mail oder durch sonstige doku-
mentierbare elektronische Übermittlung als gewahrt. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der 
Antrag noch bis zum Wahltage (22.09.2013), 15.00 
Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein/e Wahlberechtigte/r glaubhaft, dass ihm 
/ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, 
kann ihm/ihr bis zum Tage vor der Wahl (21.09.2013), 
12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlbe-
rechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a bis c 
angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines 
Wahlscheines noch bis zum Wahltage (22.09.2013) 
um 15.00 Uhr stellen. 
 
Wer den Antrag für eine/n andere/n stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er/sie dazu berechtigt ist. 
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Ein/e behinderte/r Wahlberechtigte/r kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedie-
nen. 
 

6. Mit dem Wahlschein erhält der/die Wahlberechtigte 
• einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
• einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag 
• einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der 

Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 
Wahlbriefumschlag und  

• ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterla-
gen für eine/n andere/n ist nur möglich, wenn die Be-
rechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen 
wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als 
vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Gemein-
debehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schrift-
lich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die bevoll-
mächtigte Person auszuweisen.  
 
Bei der Briefwahl muss der/die Wähler/in den Wahl-
brief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass 
der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage (22. Sep-
tember 2013) bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird unentgeltlich ausschließlich von 
der Deutschen Post AG innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland als Standardbrief ohne besondere Ver-
sendungsform befördert. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben wer-
den. 

 
Lemgo, 26. August 2013 
 
Alte Hansestadt Lemgo  
Der Bürgermeister 
 
 
Gez. 
Dr. Reiner Austermann 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
379 Bekanntmachung der Stadt Schieder-

Schwalenberg über das Recht auf Einsicht in 
das Wählerverzeichnis und die Erteilung von 
Wahlscheinen für die Wahl zum 18. Deutschen 
Bundestag am 22. September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl wird in der 
Zeit vom 02. bis 06. September 2013 während der allge-
meinen Öffnungszeiten in der Meldebehörde der Stadt 
Schieder-Schwalenberg, Im Kurpark 2, Palais, Zimmer 
Nr. 1, 32816 Schieder-Schwalenberg für Wahlberechtigte 
zur Einsichtnahme bereitgehalten. Der Zugang zur Melde-
behörde ist barrierefrei. Jeder Wahlberechtigte kann die 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. So-
fern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständig-
keit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaub-
haft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. 
Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der 
Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein 
Sperrvermerk gemäß den § 21 Abs. 5 des Melderechts-
rahmengesetzes entsprechenden Vorschriften der Lan-
desmeldegesetze eingetragen ist. 
 
Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren 
geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät 
möglich. 
 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen ist oder einen Wahlschein hat. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-
ständig hält, kann in der Zeit vom 02. September 2013 bis 
zum 06. September 2013 bis 12.00 Uhr, bei der Stadt 
Schieder-Schwalenberg,  Fachbereich 3 -Ordnung und So-
ziales- Domäne 3, Zimmer 11, 32816 Schieder-
Schwalenberg, Einspruch einlegen. 
 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur 
Niederschrift eingelegt werden. 
 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetra-
gen sind, erhalten bis spätestens zum 01. September 2013 
eine Wahlbenachrichtigung. 
 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, 
wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen das Wäh-
lerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, 
dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wähler-
verzeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, er-
halten keine Wahlbenachrichtigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im Wahl-
kreis 136 Höxter-Lippe Il  
 

durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 
(Wahlbezirk) dieses Wahlkreises  

 
oder  
 

durch Briefwahl teilnehmen. 
 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 

5.1. ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahl-
berechtigter, 

 
5.2. ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 
Wahlberechtigter,  
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die 
Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach 
§ 18 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis zum 01. Septem-
ber 2013) oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerver-
zeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlordnung (bis 
zum 06. September 2013) versäumt hat, 
 
b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach 
Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs. 1 der Bundeswahl-
ordnung oder der Einspruchsfrist nach § 22 Abs.1 der Bun-
deswahlordnung entstanden ist, 
 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt 
worden und die Feststellung erst nach Abschluss des Wäh-
lerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde ge-
langt ist. 
 
Wahlscheine können von in das Wähler-verzeichnis einge-
tragenen Wahlberechtigten bis zum 20. September 2013, 
18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde mündlich, schriftlich 
oder elektronisch beantragt werden. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Auf-
suchen des Wahlraumes nicht oder nur unter nicht zumut-
baren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag 
noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis 
zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein 
erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberech-
tigte können aus den unter 5.2 Buchstabe a bis c angege-
benen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlschei-
nes noch bis zum Wahltag, 15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorla-
ge einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er da-
zu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtigter kann 
sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person 
bedienen. 
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6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 
- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief 

zurückzusenden ist, versehenen roten Wahlbriefum-
schlag und 

 
- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunter-lagen für 
einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung zur 
Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schrift-
lichen Vollmacht nachgewiesen wird und die bevollmächtig-
te Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Un-
terlagen schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich 
die bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem 
Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig an die an-
gegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätes-
tens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land ohne besondere Versendungsform ausschließlich von 
dem Postunternehmen Deutsche Post AG unentgeltlich be-
fördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief angegebe-
nen Stelle abgegeben werden. 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg, den 31.07.2013 
 
Stadt Schieder-Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
380 23. Änderung des Flächennutzungsplans und 

10. – vorhabenbezogene – Änderung des Be-
bauungsplans 01/06 „Emmerstausee“ der 
Stadt Schieder-Schwalenberg 

 
Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) und frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
 
Aufgrund § 2 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2141), in der zur Zeit gültigen Fassung, hat der 
Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Schieder-
Schwalenberg am 12.03.2013 beschlossen, die 23. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes und die 10. Änderung 
des Bebauungsplan 01/06 „Emmerstausee“ für den umsei-
tig dargestellten Geltungsbereich vorhabenbezogen gemäß 
§ 12 BauGB vorzunehmen (Aufstellungsbeschluss gemäß 
§ 2 Absatz 1 BauGB).  
 
Gegenstand dieser 23. Änderung des Flächennut-
zungsplans und 10. Änderung des Bebauungsplans ist 
die planungsrechtliche Absicherung des vorhandenen 
Gebäudes „Regelweg 1“, sowie die Schaffung des 
Baurechts für den dort beabsichtigten Betrieb einer 
Gesundheits- und Wellnesseinrichtung.  
 
Der räumliche Geltungsbereich ist im beigefügten Planaus-
zug (Karte ohne Maßstab und ohne Planaussagen) umran-
det dargestellt. Dieser Planauszug ist für die Plangebiets-
abgrenzung verbindlich. 
 
Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist die Öffentlichkeit mög-
lichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 
Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die 
für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebietes in 
Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung öffentlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit 
zur Äußerung zu gegen. 
 
Zu diesem Zwecke kann sich die Öffentlichkeit in der Zeit 
vom  
 

02.09. bis einschließlich 16.09.2013 
 
beim 
 
Bürgermeister der Stadt Schieder-Schwalenberg 
Fachbereich 2 – Stadtentwicklung 
Im Kurpark 2 (Palais), Zimmer 17/19 
32816 Schieder-Schwalenberg,  
 
während der allgemeinen Öffnungszeiten über die allge-
meinen Ziele und Zwecke der Planung informieren, sich 
mündlich oder schriftlich äußern und die Planung mit den 
zuständigen Dienstkräften erörtern. 
 
Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlich-
keit sind bei der Erarbeitung des förmlichen Planentwurfes 
nach städtebaulichen Gesichtspunkten auszuwerten und 
dementsprechend im Entwurf zu berücksichtigen. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Der Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplans 
und Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Schieder-Schwalenberg, den 15.08.2013 
 
Stadt Schieder.Schwalenberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Gert Klaus 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Gemeinde Schlangen 
 
381 Bekanntmachung der Gemeinde Schlangen 

über das Recht auf Einsicht in das Wählerver-
zeichnis und die Erteilung von Wahlscheinen 
für die Wahl zum 18. Deutschen Bundestag am 
22. September 2013 

 
1. Das Wählerverzeichnis zur Bundestagswahl für die 

Wahlbezirke der Gemeinde Schlangen wird in der Zeit 
vom 02. bis 06. September 2013 im Rathaus, Kirch-
platz 6, Schlangen, Erdgeschoss, i-punkt (Einwohner-
meldeamt) während der allgemeinen Öffnungszei-
ten für Wahlberechtigte zur Einsicht-nahme bereitge-
halten.  Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit o-
der Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein 
Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit 
der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetra-
genen Personen über-prüfen will, hat er Tatsachen 
glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtig-
keit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses 
ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für 
die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß den § 
21 Abs. 5 des Melderechtsrahmengesetzes entspre-
chenden Vor-schriften der Landesmeldegesetze einge-
tragen ist. Das Wählerverzeichnis wird im automatisier-
ten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 

 
Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder einen Wahlschein hat. 

 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvoll-

ständig hält, kann in der Zeit vom 02. September 2013 
bis zum 06. September 2013, spätestens am 06. Sep-
tember 2013  bis 12.15 Uhr bei dem Bürgermeister der 
Gemeinde Schlangen – Wahlamt - , 33189 Schlangen, 
Rathaus, Kirchplatz 6, i-punkt (Einwohnermeldeamt), 
Einspruch einlegen. 

 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung 
zur Niederschrift eingelegt werden. 

 
3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis einge-

tragen sind, erhalten bis spätestens zum 01. Septem-
ber 2013 eine Wahlbenachrichtigung. 

 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber 
glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch gegen 
das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr 
laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. 
 
Wahlberechtigte. die nur auf Antrag in das Wählerver-
zeichnis eingetragen werden und die bereits einen 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 
 

4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl im 
Wahlkreis 136 Höxter- Lippe II durch Stimmabgabe in 
einem beliebigen Wahlraum (Wahlbezirk) dieses 
Wahlkreises oder durch Briefwahl teilnehmen. 

 
 
 
 

 
5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahl-

berechtigter, 
 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener 

Wahlberechtigter, 
 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschul-
den die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wäh-
lerverzeichnis nach § 18 Abs. 1 der Bundes-
wahlordnung (bis zum 01. September 2013) 
oder die Einspruchsfrist gegen das Wählerver-
zeichnis nach § 22 Abs. 1 der Bundeswahlord-
nung (bis zum 06. September 2013) versäumt 
hat, 
 

b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der  Wahl   
erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 18 Abs.  
1 der Bundeswahlordnung oder der Einspruchs-
frist nach § 22 Abs. 1 Bundeswahlordnung ent-
standen ist,  

 
c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren 

festgestellt worden und die Feststellung erst 
nach Abschluss des Wählerverzeichnisses zur 
Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis 
eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 20. Sep-
tember 2013, 18.00 Uhr, bei der Gemeindebehörde 
mündlich, schriftlich oder elektronisch beantragt 
werden. Diese Schriftform gilt auch durch Tele-
gramm, Fernschreiben, Telefax, E-Mail oder durch 
sonstige dokumentierbare elektronische Übermitt-
lung als gewahrt. 
 
Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein 
Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur unter 
nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, 
kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 15.00 Uhr, 
gestellt werden. 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm 
der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, 
kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12.00 Uhr, ein 
neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahl-
berechtigte können aus den unter 5.2 Buchstaben a) 
bis c) angegebenen Gründen den Antrag auf Ertei-
lung eines Wahlscheines noch bis zum Wahltage, 
15.00 Uhr, stellen. 
 
Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, 
dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlbe-
rechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe 
einer anderen Person bedienen. 
 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 

- einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
- einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der 

Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 
Wahlbriefumschlag und 

- ein Merkblatt für die Briefwahl. 
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Die Abholung von Wahlschein und Brief-
wahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, 
wenn die Berechtigung zur Empfangnahme der Unter-
lagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person 
nicht mehr als 4 Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie 
der Gemeindebehörde vor Empfang der Unterlagen 
schriftlich zu versichern. Auf Verlangen hat sich die 
bevollmächtigte Person auszuweisen. 
 
Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit 
dem Stimmzettel und dem Wahlschein so rechtzeitig 
an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahl-
brief dort spätestens am Wahltage bis 18.00 Uhr ein-
geht. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich durch die Deutsche Post AG unentgeltlich 
befördert. Er kann auch bei der auf dem Wahlbrief an-
gegebenen Stelle abgegeben werden. 
 
Schlangen, den 13. August  2013 
 
Gemeinde Schlangen 
Der Bürgermeister 
 
 
Knorr 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Abfallwirtschaftsverband Lippe 
 
382 I. Haushaltssatzung des Abfallwirtschaftsver-

bandes Lippe für das Haushaltsjahr 2013 
 
Aufgrund der §§ 18 – 19a des Gesetzes über die kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der zur Zeit gül-
tigen Fassung, in Verbindung mit §§ 75 ff. der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der zur Zeit gültigen Fassung und der Ver-
bandssatzung für den Abfallwirtschaftsverband Lippe 
in der derzeit gültigen Fassung, hat die Verbandsver-
sammlung des Abfallwirtschaftsverbandes Lippe am 
30.11.2012 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2013 stellt die vo-
raussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leis-
tenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungser-
mächtigungen, die für die Erfüllung der Aufgaben des Ab-
fallwirtschaftsverbandes Lippe relevant sind, dar. Er wird  
 
 im Ergebnisplan mit  Gesamtbetrag der Erträge auf  18.177.500 EUR 
 Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  18.177.500 EUR 
 
 im Finanzplan mit 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 laufender Verwaltungstätigkeit auf 18.087.000 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 laufender Verwaltungstätigkeit auf 18.163.000 EUR 
 
 Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit und der  
 Finanzierungstätigkeit auf  0 EUR 
 Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
 der Investitionstätigkeit und der  
 Finanzierungstätigkeit auf 1.000 EUR 
 
festgesetzt. 

 
§ 2 

 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Die Verringerung der Ausgleichsrücklage bzw. eine Verrin-
gerung der allgemeinen Rücklage zum Ausgleich des Er-
gebnisplans wird nicht festgesetzt. 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 

500.000 EUR 
festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6  

Regelungen zur Umlagenfestsetzung des Verbandes 
 
1. Die Umlage nach § 16 Abs 3. Buchstabe a der Ver-

bandssatzung in der derzeit gültigen Fassung ergibt 
sich 
a) für die bei den Entsorgungsanlagen angeliefer-

ten Rest- und Bioabfallmengen auf Grundlage 
der Gebührensatzung des Kreises Lippe vom 
25.09.2006 in der derzeit gültigen Fassung für 
Restabfall in Höhe von 158,87 € / Mg (brutto) 
und für Bioabfall in Höhe von 103,36 € / Mg 
(brutto) (Ergebniskonto 4182000). 

b) für die Inanspruchnahme der Leistung für die 
Papierentsorgung in Höhe von 95,95 €/Mg ein-
gesammelter Menge (brutto) (Ergebniskonto 
4182400). 

 
2. Die Umlage nach § 16 Abs. 3 Buchstabe b der Ver-

bandssatzung ergibt sich nach Inanspruchnahme von 
Leistungen aus dem als Anlage 1 beigefügten Leis-
tungsverzeichnis für Sammlung und Transport (Er-
gebniskonto 4182100) 

 
3. Die Umlage nach 16 Abs. 3  Buchstabe c der Ver-

bandssatzung sich 
a) aufgrund des Leistungsvertrages mit der Ar-

beitsgemeinschaft Arbeit gGmbH (AGA) für 
Sperrmüll in Höhe von 4,91 €/EW brutto pro Jahr 

b) nach der Inanspruchnahme der Leistung für die 
Schadstoffentsorgung in Höhe von  
I. 1,09 €/EW (brutto) pro Jahr bei 2 Samm-

lungen pro Jahr bzw.  
II. 1,14 €/EW pro Jahr bei 4 Sammlungen pro 

Jahr  
Die Festsetzung des veranschlagten Betrages erfolgt im 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2012 zusammenge-
fasst unter dem Ergebniskonto 4182200) 
 

§ 7 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2 GO NRW erheb-
lich, wenn sie im Einzelfall mehr als 500.000 € betragen. 

 
§ 8 

 
Es werden alle Aufwendungsermächtigungen des Teiler-
gebnisplanes, mit Ausnahme der Abschreibungen, und alle 
Auszahlungsermächtigungen des Teilfinanzplanes jeweils 
für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 

 
 
Detmold, den 13.11.2012 
 
aufgestellt bestätigt 
 
 
gez. Lockstedt 
 
gez. Heuwinkel 
Verbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Stadtwerke Bad Salzuflen 
 
383 Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe Bad 

Salzuflen GmbH für das Geschäftsjahr 2012 
 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Bad Salzuflen GmbH hat am 17.07.2013 den Jahresab-
schluss zum 31.12.2012 festgestellt und beschlossen, den 
Jahresfehlbetrag in Höhe von 365.253,15 Euro auf neue 
Rechnung vorzutragen. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. 
Röhricht – Dr. Schillen oHG hat  am 22. Mai 2013 folgen-
den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen, für 
das Geschäftsjahr vom 01. Januar bis 31. Dezember 2012 
geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahres-
abschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen im Gesellschaftsvertrag liegen in der Verantwortung 
der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter 
Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht 
abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prü-
fungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mög-
liche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buch-
führung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung um-
fasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der ge-
setzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 

9. bis 23. September 2013 
 
in den Geschäftsräumen der Stadtwerke Bad Salzuf-
len GmbH, Uferstr. 36-44 , 32108 Bad Salzuflen, Abteilung 
Finanzwesen, Raum 304, zur Einsichtnahme während der 
Geschäftszeiten aus. 
 
 
Volker Stammer 
-Geschäftsführer- 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
384 Konzernabschluss der Wirtschaftsbetriebe 

Bad Salzuflen GmbH für das Geschäftsjahr 
2012 

 
Die Gesellschafterversammlung der Wirtschaftsbetriebe 
Bad Salzuflen GmbH hat am 17.07.2013 den Konzernab-
schluss zum 31.12.2012 in Höhe von -1.118.753,15 Euro 
gebilligt.  
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Dr. Röhricht – Dr. Schillen oHG hat  am 27. Mai 2013 fol-
genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den von der Wirtschaftsbetriebe Bad Salzuflen 
GmbH, Bad Salzuflen, aufgestellten Konzernabschluss 
- bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, An-
hang, Kapitalflussrechnung und Eigenkapitalspiegel - und 
den Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr vom 
01. Januar bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die Aufstellung 
von Konzernabschluss und Konzernlagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften liegt in der Ver-
antwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. 
Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Kon-
zernabschluss und den Konzernlagebericht abzugeben. 
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Wir haben unsere Konzernabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Konzernabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Konzernlagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche 
Umfeld des Konzerns sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen 
Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben im Kon-
zernabschluss und Konzernlagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst 
die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen, der Abgrenzung 
des Konsolidierungskreises, der angewandten Bilanzie-
rungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentli-
chen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die 
Würdigung der Gesamtdarstellung des Konzernabschlus-
ses und des Konzernlageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Konzernab-
schluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns. 
Der Konzernlagebericht steht in Einklang mit dem Kon-
zernabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage des Konzerns und stellt die Chancen und Ri-
siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht liegen in der 
Zeit  
 

9. bis 23. September 2013 
 
in den Geschäftsräumen der Stadtwerke Bad Salzuflen 
GmbH, Uferstr. 36 - 44 , 32108 Bad Salzuflen, Abteilung 
Finanzwesen, Raum 304, zur Einsichtnahme während der 
Geschäftszeiten aus. 
 
 
Volker Stammer 
-Geschäftsführer- 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Lippe Tourismus & Marketing AG 
 
385 Einberufung der 10. Ordentlichen Hauptver-

sammlung der Lippe Tourismus & Marketing 
AG (LTM AG) 

 
am: Mittwoch, den 28. August 2013 um 16 Uhr 
 
Ort: Stadthalle Detmold, Schloßplatz 7, 32756 Detmold 
 Kleiner Festsaal  
 
Tagesordnung: 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 

31.12.2012, des Lageberichts und des Berichts des 
Aufsichtsrates 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-

der des Vorstands für das Geschäftsjahr 2012 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2012 Entlas-
tung zu erteilen. 

 
3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglie-

der des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2012 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitglie-
dern des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2012 
Entlastung zu erteilen. 

 
4. Beschlussfassung über die Wahl zum Aufsichtsrat 

Mit Ablauf der am 28.08.2013 stattfindenden Haupt-
versammlung endet die Amtszeit der Mitglieder des 
ersten Aufsichtsrats der Lippe Tourismus und Marke-
ting AG, die nicht nach der Satzung entsandt werden. 
Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß § 10 Abs. 1 der Sat-
zung aus neun Mitgliedern zusammen, von denen 
sechs Mitglieder von der Hauptversammlung gewählt 
werden. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge 
nicht gebunden, soweit der Konsortialvertrag vom 
25.11.2010 keine gegenteiligen Regelungen enthält. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgende Personen zu 
Mitgliedern des Aufsichtsrats für eine Amtszeit bis zur 
Beendigung der Hauptversammlung, die über die Ent-
lastung für das vierte Geschäftsjahr nach der Wahl be-
schließt, zu wählen: 

 
a) Die Amtsperiode des Aufsichtsratsmitgliedes, 

Herrn Klaus Stein, Allgemeiner Vertreter der 
Verbandsvorsteherin des Landesverbandes 
Lippe, wohnhaft in Detmold, läuft mit Beendi-
gung dieser Hauptversammlung aus. Es wird 
vorgeschlagen, Herrn Klaus Stein zum Mitglied 
in den Aufsichtsrat wiederzuwählen. 
 

b) Es wird vorgeschlagen, Herrn Dieter Mesch, 
Geschäftsführer des Kurhotels Bärenstein, 
wohnhaft in Horn-Bad Meinberg, als Vertreter 
für den DEHOGA Lippe e. V. zu wählen.  
 

c) Es wird vorgeschlagen, Herrn Hans Hoppen-
berg, Bürgermeister der Gemeinde Extertal, 
wohnhaft in Extertal, zum Mitglied in den Auf-
sichtsrat wiederzuwählen. 

 
 
 

 
d) Es wird vorgeschlagen, Herrn Detlef Langhans, 

Stadtratsmitglied Detmold, wohnhaft in Det-
mold, zum Mitglied in den Aufsichtsrat wieder-
zuwählen. 

 
e) Es wird vorgeschlagen, Herrn Rainer Heller, 

Bürgermeister der Stadt Detmold, wohnhaft in 
Paderborn, zum Mitglied in den Aufsichtsrat 
wiederzuwählen. 

 
f) Es wird vorgeschlagen, Herrn Michael Dobbe, 

Geschäftsführer Teuto-Glasveredelung GmbH 
& Co. KG, wohnhaft in Augustdorf, zum Mitglied 
in den Aufsichtsrat wiederzuwählen. 

 
5. Bestellung des Abschlussprüfers für das 

Geschäftsjahr 2014 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Wirtschafts-
prüfer Gerhard Hinrichs, c/o HWP Hinrichs 
Wiedeking Partner GbR, Detmold, zum Ab-
schlussprüfer für das Geschäftsjahr 2014 zu 
wählen. 

 
7. Sachstandsbericht der LTM AG 
 
Die im Aktienbuch eingetragenen Aktionäre sind zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts berechtigt. In der Hauptver-
sammlung kann das Stimmrecht durch einen Be-
vollmächtigten ausgeübt werden (§ 21 Abs. 2 der 
Satzung). 
 
Falls der Namensaktionär bzw. der benannte Be-
vollmächtigte des Aktionärs an der Hauptversamm-
lung nicht teilnehmen kann, kann eine Stimmüber-
tragung an einen Vertreter erfolgen. Die Stimmüber-
tragung muss der LTM AG vor der Hauptversamm-
lung durch eine schriftliche Vollmacht vorliegen. Ein 
bereits bestellter Vertreter kann eine Untervollmacht 
nur mit dem Einverständnis des Vollmachtgebers 
(Namensaktionär) erteilen. Ohne diese schriftliche 
Stimmübertragung kann der Vertreter zwar an der 
Hauptversammlung teilnehmen, er ist aber nicht 
stimmberechtigt. Bei vielen Städten und Gemeinden 
ist ein Vertreter benannt worden, der zur Stimmab-
gabe berechtigt ist und keine gesonderte Vollmacht 
benötigt. 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2012, der Lagebe-
richt sowie der Bericht des Aufsichtsrates liegen 
vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung 
an in den Geschäftsräumen der LTM AG aus. Auf 
Verlangen erhält jeder Aktionär kostenlos und un-
verzüglich eine Abschrift der vorgenannten Unterla-
gen. 
 
Lippe Tourismus & Marketing AG 
Bismarckstraße 2 
32756 Detmold 
 
 
Der Vorstand 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
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Amt für Landentwicklung Hannover 
 
386 Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung in 

der Flurbereinigung Reinerbeck 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung 
Niedersachsen – Regionaldirektion Hannover 
Amt für Landentwicklung Hannover 
Az.: Herten - 611 Reinerbeck 
 010/6 - 1/13 
30033 Hannover, 15.08.2013 
Postfach 33 09  
Tel.: (0511) 30245-286 
Fax: (0511) 30245-500 
 

Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung in der 
Flurbereinigung Reinerbeck 

 
In dem vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Reinerb-
eck, Landkreis Hameln-Pyrmont 369 wird gemäß § 65 Abs. 
2 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. 
Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794)  
 

zum 15. September 2013 
 
die teilweise Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung 
angeordnet. Die Änderungen betreffen die Ordnungsnum-
mern 2, 114, 161, 163, 169, 194, 201, 216, und 217. 
 
Die Beteiligten haben die neuen Grundstücke zu den in 
den Überleitungsbestimmungen festgesetzten Zeitpunkten 
in Besitz, Verwaltung und Nutzung zu übernehmen. Die 
Überleitungsbestimmungen sind Bestandteil dieser Anord-
nung. Rechte an den Früchten der alten Grundstücke set-
zen sich an denen der neuen Grundstücke fort. Die rechtli-
chen Wirkungen dieser vorläufigen Besitzeinweisung en-
den mit der Ausführung des Flurbereinigungsplanes (§§ 61 
und 63 FlurbG). Die Eigentumsverhältnisse werden durch 
die vorläufige Besitzeinweisung nicht berührt. Das Eigen-
tum an den neuen Grundstücken geht auf die Beteiligten 
erst zu dem in der Ausführungsanordnung bestimmten 
Zeitpunkt über. 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Änderung der vorläufigen 
Besitzeinweisung und der Überleitungsbestimmungen wird 
angeordnet. 
 
Der vollständige Text der Änderung der vorläufigen Besitz-
einweisung mit der Begründung, der Karte mit den Neuzu-
teilungen und den Überleitungsbestimmungen liegt in der 
Zeit vom 26.08. bis zum 06.09.2013 im Rathaus des Fle-
cken Aerzen, Kirchplatz 2, Zimmer 15, 31855 Aerzen wäh-
rend der Dienststunden zur Einsichtnahme für alle Beteilig-
ten öffentlich aus. Die Karte der Neuzuteilung liegt zudem 
im Amt für Landentwicklung Hannover, Zimmer 2248, 
Constantinstraße 40, 30177 Hannover während der 
Dienststunden öffentlich aus. Um telefonische Terminver-
einbarung wird gebeten. 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe beim Landesamt für Geoinformati-
on und Landentwicklung Niedersachsen - LGLN -, Po-
dbielskistraße 331, 30659 Hannover oder bei der Regio-
naldirektion Hannover des LGLN, Constantinstraße 40, 
30177 Hannover schriftlich oder zur Niederschrift Wider-
spruch erhoben werden. 
Durch die Anordnung der sofortigen Vollziehung entfällt die 
aufschiebende Wirkung des Widerspruchs. Die aufschie-
bende Wirkung des Widerspruchs kann durch das Nieder-
sächsische Oberverwaltungsgericht - Flurbereinigungssen-
at -, Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, auf Antrag ganz 
oder teilweise wiederhergestellt werden (§ 80 
Abs. 5 VwGO). Ein entsprechender Antrag ist bei dem ge-
nannten Gericht schriftlich, zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle oder in elektronischer Form 
nach Maßgabe der Verordnung des Nds. Justizministeri-
ums vom 3. Juli 2006 (Nds. GVBl S. 247) einzureichen. Die 
Vollziehung kann auf Antrag auch vom Landesamt für 
Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen - Re-
gionaldirektion Hannover, Constantinstraße 40, 
30177 Hannover (§ 80 Abs. 4 VwGO) ausgesetzt werden. 
 
Hinweis: 
Bei Antragstellung im Rahmen der Agrarförderung sind 
stets die Flurstücksbezeichnungen und Flächengrößen der 
neu zugeteilten Flurstücke anzugeben. Die Beantragung 
von Ausgleichszahlungen für nicht mehr existente Flurstü-
cke (Altbestand) führt grundsätzlich zu Abzügen bei Prä-
mienzahlungen. Bei Verpachtung ist der Pächter zwingend 
über diese Änderung zu informieren. 
 
 
Herten 

Kr.Bl.Lippe 26.08.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 657 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 



658 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

Einzelpreis dieser Nummer 0,72 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 16. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 
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